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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung personalausweisrechtlicher Vorschriften 


A. Problem 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. De- 
zember 1983 ist das Vierte Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Personalausweise vom 25. Februar 1983 (BGBl. I S. 194) 
datenschutzrechtlich zu ergänzen. 


B. Lösung 

Das Vierte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Personal- 
ausweise tritt nach seinem Artikel 4 am 1. November 1984 in 
Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt können die nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zur Volkszählung angezeigten 
Änderungen nicht mehr durchgeführt werden. 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wird deshalb aufgehoben. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die durch die Verschiebung entstehenden Kosten können 
noch nicht quantifiziert werden. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung personalausweisrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Personalausweise 

Das Vierte Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Personalausweise vom 25. Februar 1983 
(BGBl. I S. 194) wird wie folgt geändert: 

Artikel 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 4 

Der Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird 
durch besonderes Gesetz bestimmt.“ 


Artikel 2 

Änderung der Verordnung zur Bestimmung der 
Muster der Personalausweise der Bundesrepublik 
Deutschland 

§ 3 der Verordnung zur Bestimmung der Muster 
der Personalausweise der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 15. März 1983 (BGBl. I S. 291) wird wie 
folgt gefaßt: 

„§3 

Der Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung 
wird durch besondere Verordnung bestimmt.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Verkündung in 
Kraft. 


Bonn, den 19. September 1984 


Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


L Allgemeines 

Das Vierte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Personalausweise, mit dem der fälschungssichere 
und maschinenlesbare Personalausweis eingeführt 
werden soll, tritt nach seinem Artikel 4 am 1. No- 
vember 1984 in Kraft. Auf Grund des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 
wurde in Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
geprüft, ob dieses Gesetz den Grundsätzen gerecht 
wird, die in dem Urteil dargelegt worden sind. Dabei 
hat sich ergeben, daß das Gesetz geändert werden 
sollte. Die Änderungen können bis zum Inkrafttre- 
ten des Gesetzes am 1. November 1984 nicht mehr 
durchgeführt werden. Deshalb ist es notwendig, das 
Inkrafttreten des Gesetzes aufzuheben. 

IL Zu den Vorschriften im einzelnen 

1. Zu Artikel 1 

Durch diese Vorschrift wird der Zeitpunkt für die 
Einführung des neuen Personalausweissystems am 


1. November 1984 aufgehoben. Der neue Zeitpunkt 
ist durch besonderes Gesetz zu bestimmen. 


2. Zu Artikel 2 

Die Vorschrift hebt in Konsequenz der Regelung 
des Artikels 1 den Zeitpunkt für das Inkrafttreten 
der Verordnung zur Bestimmung der Muster der 
Personalausweise der Bundesrepublik Deutschland 
auf. Der neue Zeitpunkt ist durch eine auf Grund 
des § 1 Abs. 4 des Gesetzes über Personalausweise 
zu erlassende Rechtsverordnung zu bestimmen. 


3. Zu Artikel 3 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes. 
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